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Mitteilung des Senats vom 21. Mai 2024

Bekampfung von Scheinehen im Land Bremen

Die Fraktion Biindnis Deutschland hat unter Drucksache 21/391 eine Kleine
Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die vorgenannte Kleine Anfrage wie folgt:

1.

Wie viele Ehen wurden im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2017 und
dem 31. Dezember 2023 im Land Bremen beurkundet, die einem
auslandischen Staatsbiirger ein Aufenthaltsrecht in Deutschland
vermittelten? Bitte nach Jahren sowie den Standesamtsbezirken
Bremen-Mitte, Bremen-Nord und Bremerhaven aufschliisseln.

Ob eine EheschlieBung ein Aufenthaltsrecht im Inland begriindet, ist
fur die Frage der Ehevoraussetzungen nach dem Biirgerlichen
Gesetzbuch (BGB) unerheblich.

Eine automatisierte Auswertung ist nicht moglich und die
Standesamter konnen diese Frage daher nicht beantworten.

Durch die bremischen Auslanderbehorden (Migrationsamt Bremen und
Birger- und Ordnungsamt Bremerhaven als Auslanderbehorde) ist eine
Auswertung, in wie vielen Fallen des Ehegattennachzuges eine
EheschlieBung im Land Bremen den Rechtsgrund fiir ein
Aufenthaltsrecht geschaffen hat, nicht moglich.

Wie viele Anzeigen wegen des Verdachts einer Scheinehe geman § 27
Absatz 1a) in Verbindung mit § 95 Absatz 2 Nummer 2
Aufenthaltsgesetz sind von den zustandigen Behorden im Land Bremen
zwischen dem 1. Januar 2017 und dem 31. Dezember 2023 erstattet
worden? Bitte die Zahl nach Jahren sowie den Standesamtsbezirken
Bremen-Mitte, Bremen-Nord und Bremerhaven differenziert nennen.

Zu diesen Tatbestanden wird im Migrationsamt Bremen und im Biirger-
und Ordnungsamt Bremerhaven keine Statistik gefiihrt und es sind seit
langerem keine Falle erinnerlich. Die Zahl diirfte sich im geringfligigen
Bereich bewegen.



Hinsichtlich der Frage nach der Einleitung von Ermittlungsverfahren
durch die Bremer Staatsanwaltschaft ist zur Erlauterung Folgendes
voranzuschicken:

Der Begriff der ,Scheinehe” stellt keine Bezeichnung eines
gesetzlichen Straftatbestands dar. Er ist vielmehr untechnisch zu
verstehen und bezeichnet nach allgemeinem Verstandnis Sachverhalte,
in denen zwischen zwei Personen zwar eine Ehe im Sinne des
Birgerlichen Gesetzbuches geschlossen, jedoch nicht die Absicht
verfolgt wird, anschlieBend eine eheliche Lebensgemeinschaft
einzugehen. Rechtliche Relevanz entfaltet dieses Phanomen dann,
wenn nur einer der beiden Ehepartner lber eine Aufenthaltserlaubnis
fir die Bundesrepublik Deutschland verfligt und der andere Ehepartner
diese gerade unter (wahrheitswidrigem) Verweis auf die Absicht der
Flhrung einer ehelichen Lebensgemeinschaft bei der
Auslanderbehorde begehrt.

In derartigen Fallen beziehungsweise in den darauf bezogenen
aufenthaltsrechtlichen Verfahren kann es dann unter Umstanden zur
strafbewehrten Abgabe von ,unrichtigen oder unvollstandigen Angaben
kommen, um fiir sich oder einen anderen einen Aufenthaltstitel ... zu
beschaffen“ (vergleiche § 95 Absatz 2 Nummer 2 Aufenthaltsgesetz).

Der Tatbestand des § 95 Absatz 2 Nummer 2 Aufenthaltsgesetz stellt
aber unrichtige und unvollstiandige Angaben, sofern
aufenthaltsrechtlich relevant, allgemein, und nicht etwa nur zum
vermeintlichen Bestehen einer ehelichen Lebensgemeinschaft unter
Strafe. Eine Unterscheidung nach Art und Umfang falscher Angaben im
Rahmen der statistischen Erfassung zu diesem Tatbestand ist nicht
vorgesehen. Daher kann hinsichtlich der, im von den
Staatsanwaltschaften genutzten Fachverfahrensprogramm ,web.sta“
erfassten Ermittlungsverfahren wegen des Tatvorwurfs aus § 95 Absatz
2 Nummer 2 Aufenthaltsgesetz in keinem einzigen Fall sicher
beantwortet werden, ob Ermittlungsverfahren, die im Abfragezeitraum
bei der Staatsanwaltschaft Bremen wegen dieser Norm gefiihrt wurden,
falsche Angaben zum angeblichen Bestehen einer ehelichen
Lebensgemeinschaft, oder aber zu ganzlich anderen Aspekten zum
Gegenstand hatten.

Der Senator fiir Inneres und Sport hat der Senatorin fiir Justiz und
Verfassung anlasslich der zu beantwortenden Anfrage eine Liste mit 70
polizeilichen Vorgangsnummern, davon in 22 Fallen durch
staatsanwaltschaftlichen Aktenzeichen erganzt, libersandt. Diese
beinhalteten ausschlieBlich Falle des § 95 Absatz 2 Nummer 2
Aufenthaltsgesetz, in denen es zur Angabe unrichtiger oder
unvollstandiger Angaben in Bezug auf das Bestehen einer ehelichen
Lebensgemeinschaft gekommen ist.



Auf dieser Grundlage konnte durch die Staatsanwaltschaft lediglich
folgende Verteilung nach Kalenderjahren der Einleitung ausgewiesen
werden:

2017: 5 Verfahren,
2018: 15 Verfahren,
2019: 20 Verfahren,
2020: 7 Verfahren,
2021: 2 Verfahren,
2022: kein Verfahren,
2023: 5 Verfahren.

Zu den verbleibenden 16 Verfahren konnte diesbeziiglich keine
Auskunft erteilt werden, weil sich die entsprechenden
Vorgangsnummern der Polizei keinem staatsanwaltschaftlichen
Aktenzeichen zuordnen lassen.

Eine weitergehende inhaltliche Auswertung der Akten, insbesondere zu
den Einzelheiten der Verfahrenseinleitung, welche handisch hatte
erfolgen miissen, war in der zur Verfliigung stehenden Zeit nicht
moglich. Sie wird aber der staatlichen Deputation fiir Inneres
unaufgefordert vorgelegt.

Wie viele Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts einer Scheinehe
wurden im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2017 und dem 31.
Dezember 2023 von der Bremer Staatsanwaltschaft eingeleitet? Bitte
getrennt nach Jahren sowie den Standesamtsbezirken Bremen-Mitte,
Bremen-Nord und Bremerhaven ausweisen.

Sofern die Frage - Uiber die unter Frage 2 thematisierten Verfahren
hinausgehend - auf solche Ermittlungsverfahren abzielt, welche durch
die Staatsanwaltschaft Bremen selbst, das hei3t von Amts wegen,
aufgrund eines entsprechenden Anfangsverdachts wegen eines
Vergehens geman § 95 Absatz 2 Nummer 2 Aufenthaltsgesetz
eingeleitet wurden, kann die entsprechende Anzahl wie folgt
angegeben werden:

2017: 2 Verfahren,
2018: 4 Verfahren,
2019: 4 Verfahren,
2020 bis 2023: kein Verfahren.
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Die Griinde, warum in den Jahren 2020 bis 2023 keine Ermittlungen
durch die Staatsanwaltschaften stattgefunden haben, sind nicht
bekannt.

In wie vielen der Falle aus Frage 3. kam es zu einer Verurteilung der
Beklagten? Bitte nach Jahren sowie verurteilten Auslandern und ihren
in Deutschland lebenden Partnern differenzieren.

Bezogen auf die unter Ziffer 3 mitgeteilten Verfahren konnte nur in
einem Fall die Verurteilung einer beschuldigten Person festgestellt
werden. Im Jahr 2018 erfolgte danach die Verurteilung einer EU-
Auslanderin, wobei sich der Schuldspruch nicht auf ein Vergehen
gemaf § 95 Absatz 2 Nummer 2 Aufenthaltsgesetz bezog, sondern auf
ein solches nach § 9 des Gesetzes liber die allgemeine Freizligigkeit
von Unionsbiirgern (Freizligigkeitsgesetz/EU). Diese Vorschrift enthalt
das, auf die Erlangung einer Aufenthaltskarte oder Bescheinigung eines
Daueraufenthaltsrechts mittels Abgabe unrichtiger oder unvollstandiger
Erklarungen bezogene Pendant zum Tatbestand nach § 95 Absatz 2
Nummer 2 Aufenthaltsgesetz.

Hinsichtlich der durch den Senator fiir Inneres und Sport mitgeteilten
Ermittlungsverfahren konnte in acht Fallen die Verurteilung eines/einer
Beschuldigten festgestellt werden, wobei anhand der verfligbaren
statistischen Daten nicht gesagt werden kann, bezogen auf welche
konkreten Strafnomen diese Verurteilungen erfolgten (siehe
Vorbemerkung zur Antwort auf Frage 2). Hiernach ergibt sich folgende
Verteilung:

Jahre Auslander Deutscher Ehepartner
2017 1 0
2018 3 0
2019 2 1
2020 2 0
2021 0 )
2022 ) )
2023 ) )

In wie vielen Fallen wurde zwischen 2017 und 2023 Auslandern, bei
denen der Verdacht auf eine Scheinehe bestand, von den Bremer
Behorden ein Aufenthaltstitel verweigert? Bitte nach Jahren sowie den
Standesamtsbezirken Bremen-Mitte, Bremen-Nord und Bremerhaven
aufschlisseln.

Eine Statistik zu versagten Aufenthaltstiteln, die im
Tatbestandsverdacht einer Scheinehe standen, wird im Migrationsamt
Bremen nicht gefiihrt.



Das Biirger- und Ordnungsamt Bremerhaven fiihrt hierzu ebenfalls
keine Statistik. Bekannt sind aber ein Fall aus 2019 und einer aus
2023.

Ist der einleitend erwahnte Fragenpool zur Identifizierung von
Scheinehen im Land Bremen weiter existent, und wenn ja, wie viele
Einzelfragen umfasst er aktuell?

Die Standesamter und Ausldnderbehorden im Land Bremen verwenden
unterschiedliche Fragebogen- beziehungsweise Pools als Hilfsmittel:

Der von den Standesamtern verwendete Katalog (Entscheidungshilfe
zur Priifung einer moglichen Scheinehe) ist 2018 erstellt worden.
Dieser Katalog wird seitdem standig von den Standesamtern
Uberarbeitet und mit dem Hanseatischen Oberlandesgericht Bremen
(OLG) abgestimmt. Von derzeit 91 verschiedenen Fragen wird im
konkreten Verdachtsfall eine zufallsgenerierte Auswahl von 25 Fragen
verwendet.

Fir das Migrationsamt Bremen ist bei dem Verdacht auf Scheinehen
oder Zwangsverheiratungen der Erlass e12-12-83 vom Senator Inneres
und Sport (SIS) vom 21. Dezember 2012 Grundlage fiir die Befragung.
Dieser sieht vor, dass ausschlieBlich bei Bestehen konkreter
Verdachtsmomente fiir das Vorliegen einer Scheinehe eine getrennte
Befragung der vorsprechenden Personen anhand eines vom Senator fiir
Inneres und Sport genehmigten Fragebogens vorzunehmen ist und
etabliert Anforderungen an die Inhalte der Fragen. Es wird auf die
Antwort auf Fragestellung 7 verwiesen.

Der vom Biirger- und Ordnungsamt Bremerhaven verwendete und mit
dem Senator fiir Inneres und Sport abgestimmte Fragebogen
(Fragebogen fiir getrennte Befragung und Umgangskontakte) umfasst
90 Fragen zur ehelichen Lebensgemeinschaft (sowie zusatzlich 18
Fragen zur Feststellung der Erziehungsgemeinschaft). Dieser ist dem
Migrationsamt bekannt.

Wird der Fragenpool mittlerweile auch vom Migrationsamt Bremen
genutzt und wenn nicht, welcher alternativer Methoden bedient sich die
Behorde, um mogliche Scheinehen zu ermitteln?

Der Erlass €12-12-03 vom Senator Inneres und Sport vom 21. Dezember
2012 sieht vor, dass konkrete Anhaltspunkte fiir weitere Ermittlungen
vorliegen miissen. Da das Migrationsamt Bremen jeweils die
Gesamtumstande des individuellen Einzelfalls betrachtet, hat sich,
aufgrund der geringen Fallzahl, dieser Bedarf nicht eingestellt. Aus
diesem Grund wird der Fragebogen im Migrationsamt bisher weiterhin
nicht genutzt, bei Bedarf wiirde aber auf die bereits abgestimmten
Fragen zwischen der dem Biirger- und Ordnungsamt Bremerhaven
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(Auslanderbehorde) und dem Senator fiir Inneres und Sport
zurlickgegriffen werden.

Sofern die EheschlieBung vom Standesamt nicht in Frage gestellt und
beurkundet wird, werden im Migrationsamt keine weiteren Schritte
eingeleitet. Dies gilt auch hinsichtlich des Biirger- und Ordnungsamts
Bremerhaven als Auslanderbehorde.

Wenn eine Ehe im Ausland geschlossen beziehungsweise ein Visum
zum Ehegattennachzug beantragt wird, priift die Auslandsvertretung die
entsprechenden Voraussetzungen. Sofern Zweifel bestehen, kann
seitens der Auslandsvertretung um eine zeitgleiche Befragung der
Antragsteller (in der Auslandsvertretung und der Auslanderbehorde)
gebeten werden. Von den Fragenvorschlagen der Auslandsvertretung
werden durch die Auslanderbehorde nur die ibernommen, die auch
geeignet sind, die Tatbestandsvoraussetzungen ,Herstellung und
Flhren einer ehelichen Lebensgemeinschaft” festzustellen. Nicht
tibernommen werden Fragen zu politischen, gesellschaftlichen,
religiosen, herkunftsrelevanten oder intimen Bereichen.

Wie haufig haben die Behorden im Land Bremen zwischen 2017 und
2023 Zugriff auf den Fragenpool genommen, um ihrem
Anfangsverdacht auf eine Scheinehe nachzugehen? Bitte nach Jahren
sowie den Standesamtsbezirken Bremen-Mitte, Bremen-Nord und
Bremerhaven aufschliisseln.

Beziiglich der Angaben zur Nutzung des Fragebogens im
Migrationsamt und das Biirger- und Ordnungsamt Bremerhaven wird
auf die Ausfiihrungen zu Frage 7 verwiesen. Dariiber hinaus liegen
keine Daten zur Nutzung vor.

Auch fiir die Standesamter im Land Bremen ist eine automatisierte
Auswertung fiir diese Falle nicht moglich.

Das Standesamt Bremen-Mitte gibt an, dass pro Jahr circa 25
Einzelbefragungen bei Verdacht auf eine Scheinehe durchgefiihrt
werden.

Aus dem Standesamt Bremen-Nord wurde mitgeteilt, dass lediglich
zwei Verfahren in Erinnerung bekannt seien. Die letzte, wirksam
festgestellte Scheinehe stammt dort aus dem Jahr 2019. Das
Standesamt hatte die Mitwirkung an der EheschlieBung abgelehnt. Das
Amtsgericht bestatigte diese Entscheidung im Jahr 2028. In einem
weiteren Verfahren aus 2023 wurde der Anfangsverdacht ausgeraumt.
Das Paar wurde anschlieBend wie beantragt verheiratet.

Wie viele SchulungsmaBnahmen wurden im Land Bremen zwischen
2017 und 2023 durchgefiihrt, um die zustandigen Mitarbeiter der
Auslanderbehodrden fiir das Problem Scheinehe zu sensibilisieren und
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10.

entsprechend fortzubilden? Bitte nach den Standesamtsbezirken
Bremen-Mitte, Bremen-Nord und Bremerhaven aufschliisseln.

Die Sachbearbeiteriinnen in den Auslanderbehérden des Landes
Bremen wurden im Rahmen der regularen Einarbeitung entsprechend
geschult, darliber hinaus besteht kein spezifischer Schulungsbedarf.
Die Sachbearbeiter:innen werden diesbeziiglich jedoch regelmafig
seitens der Leitungen, zum Beispiel bei Dienstbesprechungen,
sensibilisiert.

Welche gesetzgeberischen oder administrativen MaBnahmen sind aus
Sicht des Senats erforderlich, um Scheinehen zur Erschleichung eines
Aufenthaltstitels in Deutschland effektiver bekdmpfen zu kénnen?

Hinsichtlich der gesetzlichen MaBnahmen ist zunachst zwischen der
strafrechtlichen Sanktionierung einer Tauschungshandlung durch
Eingehen einer Scheinehe und den aufenthaltsrechtlichen Wirkungen
einer solchen zu differenzieren.

Dem Phanomen der sogenannten Scheinehe ist mit Mitteln des
Strafrechts regelmafiig kaum zu begegnen, da die notwendigen
Feststellungen zu den wahrheitswidrigen Angaben Uiber die (Absicht
der) Fiihrung einer ehelichen Lebensgemeinschaft mit
strafprozessualen Mitteln nur ausnahmsweise und mit erheblichem
Aufwand zu treffen sind, welcher regelmaiig mit einem Eindringen in
den Kernbereich der privaten Lebensgestaltung der Beschuldigten
einhergeht. Zu beriicksichtigen ist auch, dass eine klare Abgrenzung
zwischen einer ,Scheinehe* und dem durch Artikel 6 Absatz 1
Grundgesetz geschiitzten Eheleben mangels bestehender Vorgaben zur
Art und Weise der Ausgestaltung einer ehelichen Lebensgemeinschaft
in einer freiheitlichen Gesellschaft selbst unabhangig von Fragen der
Beweisfiihnrung schon dem Grunde nach kaum zu treffen ist. Bereits ein
Minimum an Gegenseitigkeit und Gemeinsamkeit schlief3t insoweit die
strafgerichtliche Feststellung einer ,Scheinehe* faktisch aus. Weitere
Schwierigkeiten ergeben sich aus dem Umstand, dass die Erklarung zur
(beabsichtigten) Fiihrung einer ehelichen Lebensgemeinschaft im
aufenthaltsrechtlichen Verfahren zumeist vor oder zumindest im
unmittelbaren zeitlichen Kontext der Aufnahme einer solchen
abgegeben wird, die Aufnahme von Ermittlungen jedoch zumeist erst
deutlich (teils viele Monate) spater erfolgt, wenn beispielsweise
festgestellt wird, dass kein raumliches Zusammenleben der Eheleute
(mehr) existiert. Welche innere Haltung diese jedoch anfanglich
hinsichtlich eines gegebenenfalls nur kurzen Zusammenlebens
besafBen, das heil3t ob dies von vorneherein taktischer Natur war, oder
lediglich das Ergebnis einer im gewohnlichen Sinne gescheiterten
Beziehung darstellt, ist spater von auB3en durch
Strafverfolgungsbehorden und mit den Mitteln des Strafverfahrens in
der Regel nicht feststellbar.



Im aufenthaltsrechtlichen Zusammenhang geniigt demgegeniiber ein
anderer Uberzeugungsmafstab, da hier bei entsprechender
Feststellung keine strafrechtliche Sanktionierung ausgesprochen wird.
Es handelt sich um eine, der Frage einer etwaigen Strafbarkeit
vorgelagerte, verwaltungsrechtliche Nachweisproblematik. Kann das
Bestehen einer ehelichen Lebensgemeinschaft nicht nachgewiesen
werden, konnen auch keine aufenthaltsrechtlichen Vorteile begriindet
werden. Auch hier muss indes die von Artikel 6 Absatz 1 Grundgesetz
geschiitzte Freiheit zur Ausgestaltung des Ehelebens geachtet werden.
Entsprechend muss die Absicht zum Eingehen einer Lebens- und
Beistandsgemeinschaft zumindest plausibilisiert werden. Erst bei
Vorliegen konkreter Verdachtsmomente erfolgt eine behordliche
Priifung in Form weiterer Ermittlungen (siehe Antworten zu Fragen 6
und 7). Die hierzu bestehenden gesetzlichen und administrativen
Vorkehrungen aufenthaltsrechtlicher Art zur Vermeidung von, fiir den
oder die Tauschenden vorteilhaften, aufenthaltsrechtlichen Folgen von
Scheinehen sind nach Ansicht des Senats ausreichend.



	Bremische Bürgerschaft
	Drucksache 21/463
	Mitteilung des Senats vom 21. Mai 2024
	Bekämpfung von Scheinehen im Land Bremen



